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Wohnsitzwechsel einer bevormundeten Ehefrau ins Ausland
Sachverhalt

Ich bin Vormundin einer Frau gemäss Art. 369 ZGB. Ursprünglich kommt sie aus Holland, ist mit einem Schweizer verheiratet.
Ich suche nun mit dieser Frau nach Anschlusslösungen, resp. das Paar möchte sich trennen und sie braucht einen neuen Wohnort.
Als eine Möglichkeit kann sich diese Frau vorstellen zurück nach Holland zu ziehen, sei es vorübergehend oder für immer. 
Was muss ich vorkehren, damit ein Aufenthalt in Holland möglich ist? Braucht es eine Bewilligung von der VB? Müsste eine Vormundschaft auch ins Ausland übertragen werden?
Erwägungen

1. Der Wohnsitz der bevormundeten Person befindet sich am Sitz der Vormundschaftsbehörde, unter deren Vormundschaft die betreffende Person steht (Art.  25 Abs. 2 ZGB). Das gilt auch für verheiratete Frauen, deren Wohnsitz seit der am 1.1.1988 in Kraft getretenen Eherechtsrevision nicht mehr vom Ehemann bestimmt wird, sondern den allgemeinen Wohnsitzregeln des Personenrechts folgt (H.M. Riemer, Personenrecht des ZGB, § 10 N 200).

2. Damit ein Wohnsitzwechsel erfolgen kann, bedarf es der Zustimmung der Vormundschaftsbehörde (Art. 377, 421 Ziff. 14 ZGB), welche an keine Form gebunden ist und deshalb auch stillschweigend erfolgen kann (Berner Kommentar Schnyder/Murer, N 54 zu Art. 377; Basler Kommentar ZGB I-Geiser N 5 zu Art. 377). Der Wechsel bedarf allerdings nicht nur der Zustimmung der abgebenden Behörde, sondern zusätzlich der Übernahme durch die neue Aufenthaltsbehörde, weil der Wohnsitz abgeleitet wird vom Sitz der Vormundschaftsbehörde (Übertragung vormundschaftlicher Massnahmen, Empfehlungen der VBK, ZVW 2002 S. 205, 216 f.). Für die Übertragung bedarf es demnach zweier ineinander greifender Verfügungen der jeweils zuständigen Behörden am abgebenden und am aufnehmenden Ort.

3. Die Frage eines Wohnsitzwechsels richtet sich ausschliesslich nach den Bedürfnissen der schutzbedürftigen Person (BGE 109 Ib 76). Als Vormundin haben Sie die Für und Wider abzuwägen, wozu mit Sicherheit die Prüfung der Frage gehört, wie die Lebenssituation in Holland aussehen würde und von wem die betroffenen Person im Bereich ihrer Hilfsbedürftigkeit betreut werden könnte. Hiezu müssten von einer fachlich kompetenten Seite die nötigen Auskünfte erfolgen, die es Ihnen ermöglichen, Ihre Zustimmung zum landesübergreifenden Wohnsitzwechsel erteilen und der Vormundschaftsbehörde begründen zu können, damit auch diese ihre Zustimmung erteilen kann.


4. Die Errichtung beziehungsweise Übernahme einer vormundschaftlichen Massnahme in der niederländischen Heimat der hier besprochenen Ehefrau richtet sich nach niederländischem Recht. Danach richtet sich auch die Frage, ob in Holland eine äquivalente Massnahme zu der in der Schweiz errichteten Vormundschaft nach Art 369 ZGB existiert und diese deshalb in einem einfachen Verfahren anerkannt und übernommen werden kann, oder ob gestützt auf den gegebenen Schwächezustand und Schutzbedarf der betroffenen Person in Holland eine eigene Massnahme nach dem dort vorgesehenen Recht anzuordnen ist.


5. Wenn bekannt ist, wohin die Frau ziehen will in Holland, dürfte über die holländische Botschaft in der Schweiz die nötige Unterstützung abzurufen sein. Andernfalls erfolgt der Amtsverkehr nach dem Haager Übereinkommen vom 18.3.1970 über die Beweisaufnahme im Ausland in Zivil- oder Handelssachen (HBewUe70; SR 0.274.132). Die ersuchende zuständige Behörde der Schweiz hat diesfalls an die Zentralbehörde in Holland beispielsweise Beweisaufnahmeersuchen zu stellen, um zu den nötigen Informationen zu gelangen bezüglich Eignung des vorgesehenen Aufenthaltsortes, wobei in der Schweiz je nach Kanton unterschiedliche innerkantonale Vorgehensweise vorgesehen sind (AI, FR, GR, JU, NE, SZ, TI und ZH verlangen, dass ausgehende Ersuchen über die kantonale Zentralbehörde geleitet werden. Diese übermittelt sie an die Zentralbehörde des ersuchten Staates (vgl. Wegleitung des BJ „Die internationale Rechtshilfe in Zivilsachen, 2003 S. 6, abrufbar über die Homepage des Bundesamtes für Justiz). In der Praxis erfolgt der Amtsverkehr zur Übertragung oder Anerkennung einer Massnahme namentlich im Bereich des Vormundschaftswesens häufig direkt unter den beteiligten Behörden und Gerichten.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 11.8.2006
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